
Beschluss: 

 

 
1. Um die im Raum stehende Zahlungsunfähigkeit abzuwenden, wird der Tierparkverei-

nigung Neumünster e.V. eine einmalige Zuwendung in Höhe von bis zu 200.000 Euro 

gewährt. Die Mittel werden bedingt durch gesunkene Besucherzahlen zweckgebunden 

zur Abdeckung von Defiziten bei den Personalkosten sowie Energie- und Futterkosten 

bereitgestellt.  

 

Der Zuwendungsbescheid wird sobald als möglich erteilt und die Zuwendung bei Be-

darf und bei Vorliegen der Voraussetzungen rechtzeitig gewährt, um die Zahlungsun-

fähigkeit abzuwenden. Die Stadt prüft die ordnungsgemäße Verwendung des Zu-

schusses im Rahmen des Verwendungsnachweises. Bei geringeren Kosten oder au-

ßerplanmäßigen Erträgen des Tierparks im ersten Quartal 2023 sind die gewährten 

Mittel zurückzuzahlen. Die beteiligten und oben genannten städtischen Ausschüsse 

erhalten den Zuwendungsbescheid sowie das Ergebnis der Prüfung des Verwen-

dungsnachweises zur Kenntnisnahme.  

 

2. Mit Drucksache 1021/2018/DS wurde das „Entwicklungskonzept 2035 Tierpark Neu-

münster“ der Tierparkvereinigung e.V. zur Attraktivierung und Strukturierung des 

Tierparks zur Kenntnis gegeben. Die Tierparkvereinigung e.V. wird aufgefordert, auf 

der Basis auch unter Berücksichtigung der o.g. Betriebskosten im Frühjahr 2024 der 

Stadt ein Gesamtkonzept (einschließlich mittelfristiger Wirtschafts- und Investitions-

planung sowie einer Organisationsuntersuchung) vorzulegen. Dieses Konzept wird 

dem Ausschuss für Kultur und Tourismus vorgelegt. Die Antragssteller erwarten von 

der Tierparkvereinigung e.V., das bisherige Entwicklungskonzept grundsätzlich auf 

seine Machbarkeit und Aktualität zu überprüfen. Die Selbstverwaltung wird diesen 

Prozess engmaschig begleiten. Sie behält sich eine Überprüfung von außen ausdrüc k-

lich vor. Die Tierparkvereinigung stellt bis zur Vorlage des Gesamtkonzepts eine un-

befangene ständige Berichterstattung im Ausschuss für Kultur und Tourismus sicher.  

 

Über die Gewährung weitere finanzielle Mittel entscheidet die Ratsversammlung mit 

ihren Ausschüssen nicht vor Fertigstellung eines nachvollziehbaren Gesamtkonzeptes. 

 

 

 

 


